
Mit dem Klimabeitrag als Plan B kann Deutschland 
in den nächsten Wochen glaubwürdiger mit anderen 
europäischen Ländern, EU-Kommission und Parlament 
die Ausgestaltung der Marktstabilitätsreserve diskutie-
ren. Die Reaktionen in Deutschland zum Klimabeitrag 
haben gezeigt, dass dabei die Auswirkungen auf Arbeits-
plätze direkt angesprochen und Perspektiven aufgezeigt 
werden müssen. Mit einer schrittweisen Reduktion der 
Stromproduktion aus Kohle verschiebt sich der Fokus der 
deutschen Energiewirtschaft und mit ihm die damit ver-
bundenen Arbeitsplätze hin zum Bereich Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien. 

Hier zeigt sich, dass die wahre Herausforderung der 
Energiewende nicht in der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung liegt. Vielmehr liegt die Herausforderung in der 
Gestaltung des schrittweisen Strukturwandels in Regionen, 
die eng mit Kohleabbau und -nutzung verbunden sind. 
In diesen Regionen gilt es, Perspektiven für Menschen zu 
entwickeln – angefangen von frühzeitigen Weiterbildungs-
programmen über Förderung von Neugründungen und 
Innovationen bis hin zur Bereitstellung von Infrastruktur 
für neue Geschäftsfelder. 

Klare Rahmenbedingungen und insbesondere Emissions-
reduktionsziele sind dabei notwendig, damit private und 
öffentliche Entscheidungsträger nach vorne schauen, 
frühzeitig neue Strategien entwickeln und Investitionen 
in zukunftsweisende Geschäftsfelder tätigen. Der Klima-
beitrag ist in diesem Kontext keine neue Anforderung, 
sondern bestätigt die Bedeutung der vereinbarten 
Klimaziele für öffentliche und private Akteure. Diskutiert 
werden sollte jetzt, wie Bundesregierung und EU-Kommis-
sion die Umsetzung der daraus abgeleiteten Strategien 
stärken können.

Damit Deutschland seine Klimaziele für 2020 erreicht, 
muss auch der Kraftwerkspark einen Beitrag leisten und 
die Emissionen um 22 Millionen Tonnen gegenüber der 
Projektion, also um zusätzliche sechs Prozent, reduzieren. 
Mit mehr Wind- und Sonnenenergie und einer Verbesserung 
der Energieeffizienz ist das möglich. Jedoch ist insbeson-
dere Stromerzeugung mit Braunkohle bei den aktuellen 
CO2-Preisen im Europäischen Emissionshandel so günstig, 
dass die Produktion mit CO2-intensiven alten Kraftwerken 
nicht reduziert, sondern lieber exportiert wird. 

Als Plan A sind deswegen Europäisches Parlament, EU-
Kommission und Mitgliedsländer in die Verhandlung über 
eine Marktstabilitätsreserve (MSR) für den Europäischen 
Emissionshandel eingestiegen. Der Überhang an Zerti-
fikaten soll abgebaut werden, sodass der Emissionshandel 
wieder glaubwürdige und konsistente CO2-Preise liefert. 
Zentrale Frage ist der Zeitpunkt der Einführung der Markt-
stabilitätsreserve. Deutschland und Großbritannien haben 
als Eintrittsjahr 2017 vorgeschlagen, das EU-Parlament 
das Jahr 2018. Die EU-Präsidentschaft Litauens ist am 
26. März mit dem Anfangsdatum 2021 in die Verhandlung 
gezogen. Solch eine späte Einführung würde jedoch zu 
langanhaltender Unsicherheit führen, neue Investitionen 
verzögern und die Betreiber alter Anlagen verunsichern. 

Deshalb wurde, als Plan B, der Klimabeitrag vom Wirt-
schaftsministerium in die Diskussion gebracht. Das Konzept 
sieht vor, dass alte Kraftwerke, wenn sie ein ihnen zugeteil-
tes Emissionsbudget überschreiten, für diese Emissionen 
zusätzliche CO2-Zertifikate im Wert von 20 Euro pro Tonne 
CO2 abgeben. Das liefert Anreize für die Reduktion der 
Stromerzeugung mit den CO2-intensivsten Kraftwerken, 
damit Kohle schrittweise durch erneuerbare Energien 
substituiert wird. 

Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D. ist Leiter 
der Abteilung Klimapolitik am DIW Berlin. 
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors 
wieder.
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